




Beschluss 
 

der KPV-Landesversammlung vom 9. September 2008 in Neumünster 

 

 

 

Sozialversicherungspflicht für ehrenamtliche Tätigkeiten abschaffen und 

so das kommunale Ehrenamt stärken! 

 

Die Landesversammlung der kommunalpolitischen Vereinigung der CDU Schleswig-Holstein 

(KPV) stellt fest, dass die seit einigen Jahren geltende Sozialversicherungspflicht für ehren-

amtliche Tätigkeiten nicht zuletzt kommunale Ehrenämter deutlich unattraktiver gemacht hat. 

In der Praxis bedeutet die Einführung der Sozialversicherungspflicht eine Kürzung der Auf-

wandsentschädigungen für ehrenamtlich Tätige, aber zugleich auch eine Verteuerung für die 

Gemeinden, die den Arbeitgeberanteil als Mehrkosten abzuführen haben. Gerade in der Zeit 

nach der Kommunalwahl war erkennbar, dass dieses Thema ein Problem bei der Besetzung 

von Funktionen wie Bürgermeister, Amtsvorsteher oder Verbandsvorsteher von Zweckver-

bänden darstellt. 

 

Die KPV bedauert, dass bisherige Versuche einer gesetzlichen Neuregelung, zum Beispiel 

im Zusammenhang mit dem Gesetz zur weiteren Stärkung des Ehrenamtes, erfolglos blie-

ben, dort zu einer Klarstellung zu gelangen, dass ehrenamtliche Tätigkeiten keine sozialver-

sicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse darstellen. 

 

Die KPV Schleswig-Holstein begrüßt, dass die Regierung des Freistaates Bayern am 

14. August 2008 dem Bundesrat einen Gesetzesantrag zugeleitet hat, mit dem die notwendi-

ge Klarstellung angestrebt wird. Darin wird festgehalten, dass die Wahrnehmung von Ehren-

ämtern nicht als Beschäftigung gilt. Mit dem Gesetzentwurf werden die Tätigkeiten, die in 

den Gesetzen des Bundes oder der Länder als Ehrenämter bezeichnet sind, also insbeson-

dere auch kommunalpolitische Ehrenämter, von der Sozialversicherungspflicht ausgenom-

men. 

 

Die KPV Schleswig-Holstein erinnert daran, dass die schleswig-holsteinische Landesregie-

rung bereits in der Vergangenheit sich für eine Abschaffung der Sozialversicherungspflicht 

für Aufwandsentschädigungen aus Ehrenämtern eingesetzt hat. Deshalb appelliert die KPV 

an die Landesregierung Schleswig-Holstein, den Gesetzesantrag des Freistaates Bayern zu 

unterstützen, um nunmehr zu der notwendigen Klarstellung zu kommen. 

 

Zugleich fordert die KPV Schleswig-Holstein die CDU/CSU-Bundestagsfraktion und die SPD-

Bundestagsfraktion auf, einen Beschluss des Bundesrates umzusetzen bzw. einen eigenen 

Gesetzentwurf zur Förderung ehrenamtlicher Tätigkeit auf den Weg zu bringen, mit dem die 

Kürzung von Aufwandsentschädigungen aus Ehrenämtern für die Sozialversicherungspflicht 

abgeschafft wird. 

 


